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Vorwort

Mexiko brach im Jahr 2017 einen traurigen Rekord: Über 26.000 Menschen 
starben eines gewaltsamen Todes, das sind über 70 Menschen am Tag. Ein 
so gewalttätiges Jahr hat es seit 20 Jahren nicht mehr gegeben.

Mexiko bleibt trotz dieser Gewaltexzesse ein sehr wichti-
ger Kooperationspartner für Deutschland. Das Land ist 
der wichtigste Handelspartner Mexikos in der EU. 

Allerdings kann auch die deutsche Regierung die in 
Mexiko existierende Menschenrechtskrise nicht ignorie-
ren. Bundeskanzlerin Merkel und Außenminister Gabriel 
trafen sich während ihrer Besuche in Mexiko im Jahr 2017 
mit Menschenrechtsorganisationen und gefährdeten Jour-
nalisten und Journalistinnen. Dabei wurden sie über 
schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen und die 
Beteiligung von staatlichen Sicherheitskräften in einer 
Vielzahl von Fällen informiert.

Das sogenannte Verschwindenlassen stellt in die-
sem Zusammenhang ein besonders schweres Verbre-
chen mit weitreichenden Folgen für die Opfer und die 
Familienangehörigen dar. Die vorliegende Studie erläu-
tert das Ausmaß und die Dimension des Verschwinden-
lassens in Mexiko. 

In der deutschen und internationalen Politik ist spä-
testens seit dem Verschwinden von 43 mexikanischen Stu-
denten, am 26. September 2014 in Iguala, im Bundesstaat 
Guerrero, bekannt, worauf mexikanische Menschen-
rechtsorganisationen seit vielen Jahren aufmerksam 
machen: Immer wieder werden in Mexiko Menschen ent-
führt, gefoltert und ermordet oder willkürlich festgenom-
men und außergerichtlich hingerichtet. Viele tausende 
Menschen werden zu Opfern des Verschwindenlassens. 

Neben Banden der organisierten Kriminalität sind 
häufig auch staatliche Instanzen in die Verbrechen verwi-
ckelt und teilweise sogar unmittelbar daran beteiligt. Straf-
verfolgung und Verurteilung drohen den Täterinnen und 
Tätern selten: Die Regel ist, dass sie straflos bleiben. Für 
Mexiko gilt eine Straflosigkeitsquote von über 98 Prozent. 

Aufgrund des großen nationalen und internationa-
len Drucks infolge der Übergriffe vom 26. September 
2014 ließ die Regierung eine international besetzte 
Expertenkommission  ins Land, die zur Aufklärung des 
Falles beitragen sollte. In ihrem zweiten Bericht erläutert 
die Kommission die zahlreichen rechtsstaatlichen Defi-
zite im Land, die zu einem solchen Ausufern des Verbre-
chens beigetragen haben. Eine der Empfehlungen lau-
tete, dass Mexiko ein Gesetz zur Bekämpfung des Verbre-
chens Verschwindenlassen verabschieden sollte. Unter 

Beteiligung der Organisationen von Familienangehöri-
gen kam ein entsprechender Entwurf zustande und das 
Gesetz konnte 2017 verabschiedet werden. Es soll dazu 
beitragen, dass die Strafverfolgung von Täterinnen und 
Tätern verbessert sowie schnelle, unbürokratische Hilfe 
für Angehörige organisiert wird, und dass eine kompe-
tente und objektive Rechtsprechung zur Bekämpfung des 
Verbrechens beiträgt.

Die Familienangehörigenverbände werden die Umset-
zung des Gesetzes kritisch begleiten und rufen die interna-
tionale Gemeinschaft dazu auf, sie dabei zu unterstützen.

Der Fortgang der Implementierung des neuen Geset-
zes wird ab dem Jahr 2018 zum Gradmesser dafür, inwie-
weit die mexikanische Regierung gewillt ist, dem Verbre-
chen des Verschwindenlassens wirksam entgegenzutreten 
und sich zu den Ausmaßen der Verbreitung zu bekennen. 

Brot für die Welt und Misereor arbeiten seit vielen 
Jahren mit Menschenrechtsorganisationen in den Bun-
desstaaten Chi-huahua, Nuevo Leon, Guerrero, Oaxaca, 
Tabasco, Chiapas und Mexiko-Stadt zusammen. Auch 
die Deutsche Menschenrechtskoordination Mexiko hat 
das Verschwindenlassen in Mexiko seit 2013 zu einem 
ihrer Schwerpunktthemen erklärt. So soll die internatio-
nale Aufmerksamkeit auf die schweren Menschenrechts-
verletzungen in Mexiko verstärkt und der außenpoliti-
sche Druck erhöht werden. 

Die vorliegende Publikation stellt das Verbrechen 
Verschwindenlassen in Mexiko mit seinen Handlungs-, 
Opfer- und Tätermustern und die Straflosigkeit dar. Sie 
ist eine der wenigen umfassenden deutschsprachigen 
Analysen zum Verschwindenlassen in Mexiko. Auf die 
Analyse folgen politische Empfehlungen von der Deut-
schen Menschenrechtskoordination, die sich an die 
deutsche Regierung, den Bundestag und Institutionen 
der europäischen Union richten. 

dr. carola hausotter, Deutsche Menschenrechts
koordination Mexiko 

dr. julia duchrow, Brot für die Welt

heinrich oelers, Bischöfliches Hilfswerk Misereor e. V.
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Verschwindenlassen in Mexiko Kapitel 1

Kapitel 1

Die Eskalation der Gewalt in Mexiko 

Die Gewaltrate hat in Mexiko im Jahr 2017 einen weite-
ren dramatischen Rekord erreicht: 26.573 Menschen wur-
den allein in den ersten 11 Monaten des Jahres 2017 
gewaltsam getötet (Proceso 2017). Unter den Opfern sind 
der Ombudsmann für Menschenrechte, Silvestre de la 
Toba Camacho aus dem Bundesstaat Baja California Sur, 
die Journalistin Miroslava Breach und der Journalist 
Javier Valdez ‒ beide Korrespondenten der Tageszeitung 
La Jornada, die indigenen Menschenrechtsverteidiger 
Isidro Baldenegro und Juan Ontiveros Ramos sowie 
Miriam Elizabeth Rodríguez Martínez ‒ die die Mörder 
ihrer Tochter vor Gericht bringen wollte.

Die Regierung von Präsident Enrique Peña Nieto 
(2012 ‒ 2018) hat die Politik „Krieg gegen die Drogen“ 
seines Vorgängers Felipe Calderón (2006 ‒ 2012) fortge-
setzt. Beide Regierungen sind daher mitverantwortlich 
für die Gewaltexzesse. Menschenrechtsorganisationen 
halten den mexikanischen Staat für die Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit verantwortlich und fordern 

den Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag zu 
Voruntersuchungen auf (FIDH u. a. 2017).

Präsident Calderón war 2006 als Präsident angetreten, 
um Gewalt und organisierte Kriminalität zu bekämpfen. 
Mit harter Hand wollte er gegen die Drogenkartelle vor-
gehen. Während seiner Präsidentschaft sowie der seines 
Nachfolgers Enrique Peña Nieto ist die Zahl der Gewalt
opfer auch in der Zivilbevölkerung deutlich angestiegen. 
Ein Beleg ist der Anstieg der Mordrate in den vergange-
nen Jahren. 2007 wurden 8,1 Morde pro 100.000 Einwoh-
ner verübt, 2011 stieg die Zahl auf 23,7 Morde pro 100.000 
Einwohner (Heinle/Rodríguez/Shirk 2014). 2017 lag die 
Mordrate auf einem vergleichbar hohen Niveau. Die 
Zahl der Opfer von Verschwindenlassen ist seit 2006 
ebenso dramatisch angestiegen. Offizielle Zahlen spre-
chen von mindestens 32.236 gewaltsam verschwundenen 
Menschen (CNDH 2017).

Das Heidelberger Institut für internationale Konflikt-
forschung hat die Gewaltsituation in Mexiko aufgrund 

Seit Präsident Calderón an die Macht kam, gibt es einen sichtbaren Anstieg der Gewalt in Mexiko. Allein in der Grenzstadt 
Ciudad Juárez wurden seit 2006 mehr als 25.000 Menschen ermordet.
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der hohen Opferzahlen seit 2010 in die oberste Konflikt-
kategorie, das heißt als Krieg, eingestuft (Heidelberger 
Institute for International Conflict Research 2011). Inzwi-
schen unterscheidet das Forschungsinstitut aufgrund der 
unterschiedlichen Akteure und Konfliktherde im Land 
zwischen mehreren Kriegen: dem sogenannten Drogen-
krieg der Regierung gegen die Drogenkartelle, den bewaff-
neten Konflikten der Drogenbanden mit paramilitäri-
schen Gruppen und den Auseinandersetzungen der Dro-
genkartelle untereinander (ders. 2014). Für die systemati-
sche Verschlechterung der Menschenrechtssituation in 
Mexiko seit 2006 trägt der Staat dreifach Verantwortung: 
erstens durch die direkte Beteiligung staatlicher Akteure 
an Gewaltverbrechen, zweitens durch die Missachtung 
der staatlichen Schutzpflicht und drittens durch die Ver-
letzung der Gewährleistungspflicht zur Durchsetzung der 
Menschenrechte (vgl. Vereinte Nationen 1948).

Die Gewaltszenarien sind in den einzelnen Bundes-
staaten unterschiedlich stark ausgeprägt. 2017 zählten 
Guerreo, Colima, Sinaloa, Baja California Sur und Baja 
California zu den Bundesstaaten mit dem höchsten Gewalt-
niveau (vgl. Institute for Economics and Peace 2017).

Eine Folge der Gewalteskalation sind Fluchtbewe-
gungen innerhalb des Landes und in die USA. Davon 
sind allein 311.000 Menschen Binnenvertriebene (Stand 
Dezember 2016, Internal Displacement Monitoring Cen-
tre). Von Vertreibungen besonders betroffen sind jene 
Regionen, die insgesamt ein hohes Gewaltniveau aufwei-
sen, das heißt die westlichen und nördlichen Bundesstaa-
ten. Aber auch in dem südlichen Bundesstaat Chiapas 
führen gewalttätig ausgetragene Konflikte zu Vertreibun-
gen. Erst Anfang November 2017 flohen mehr als 5.000 
Menschen im Landkreis Chalchihuitán vor bewaffneten 
Gruppen. Die Angreifer terrorisieren mit Einverständnis 
der lokalen Regierung die Bevölkerung (Salud y Desar-
rollo Comunitario u. a. 2017). Hintergrund der aktuellen 
Vertreibungen in Chiapas sind seit Jahren schwelende 
Landkonflikte. Die Eskalation zeugt von dem anhalten-
den Konfliktpotential in der Region. Nach dem bewaffne-
ten Konflikt 1994 zwischen der Regierung und dem Ejér-
cito Zapatista de Liberación Nacional (Zapatistische 
Armee der nationalen Befreiung) fanden fast ausschließ-
lich im südlichen Bundesstaat Chiapas interne Vertrei-
bungen statt. Bis zu 35.000 Menschen wurden damals 
vertrieben, ein Großteil der Betroffenen kehrte später in 
die Heimatregionen zurück.

Die direkte Beteiligung 
staatlicher Akteure
Die mexikanische Menschenrechtskommission Comi-
sión Nacional de Derechos Humanos (CNDH) hat die 
Beteiligung staatlicher Akteure an Gewalttaten doku-
mentiert (vgl. CNDH Jahresberichte). Demzufolge stieg 
die Anzahl der Beschwerden über die Beteiligung der 
Bundespolizei an Menschenrechtsverletzungen von 136 
Fällen im Jahr 2007 auf 802 Fälle im Jahr 2012. Im Jahr 
2013 lag die Anzahl der Fälle bei 619.

Auch die Beschwerden über Menschenrechtsverlet-
zungen durch Armee und Marine haben deutlich zuge-
nommen. Im Jahr 2007 erhielt die staatliche Menschen-
rechtskommission 398 Beschwerden, im Jahr 2011 waren 
es 2.190 (Meyer 2014).

Es liegt eine Vielzahl von Berichten über die direkte 
Beteiligung staatlicher Sicherheitskräfte in Fällen außer-
gerichtlicher Hinrichtungen, von Folter und gewaltsamen 
Verschwindenlassens vor (AI 2009/2014; HRW 2011; FIDH 
u.a. 2017). Die offiziellen Zahlen bilden jedoch nur einen 
Bruchteil der Verbrechen ab, da ihre Dunkelziffer um ein 
Mehrfaches höher liegt. Aufgrund der Kollusion von Staat, 
Drogenkartellen und kriminellen Banden trauen sich 
viele Opfer nicht, Straftaten zur Anzeige zu bringen.

Die Missachtung der staatlichen 
Schutzpflicht
Der Staat Mexiko kommt seiner Schutzpflicht gegenüber 
seinen Bürgerinnen und Bürgern, zu der er nach der 
menschenrechtlichen Pflichtentrias verpflichtet ist, 
nicht nach. Deutliches Merkmal hierfür ist die allumfas-
sende Straflosigkeit, von der Täterinnen und Täter bei 
Menschenrechtsverbrechen aller Art profitieren. 99 Pro-
zent aller Straftaten bleiben ohne strafrechtliche Konse-
quenzen (UDLAP 2016).

Auch die Regierung von Präsident Enrique Peña 
Nieto, der am 1. Dezember 2012 sein Amt antrat, hat zu 
keinerlei Verbesserung der Sicherheitslage im Land bei-
getragen. Stattdessen kritisiert der UN-Sonderberichter-
statter Michel Forst nach seinem Besuch im Januar 2017, 
dass „Straflosigkeit die Kriminalisierung von Menschen-
rechtsverteidigern und Menschenrechtsverteidigerinnen 
unterstützt, was in der breiten Gesellschaft zu allgemei-
ner Angst führt und die generelle Hoffnung auf die 
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Einhaltung der Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit 
untergräbt“. (UNHCR 2017)

Die Verletzung der 
Gewährleistungspflicht
Die sogenannte Gewährleistungspflicht zur Durchset-
zung der Menschenrechte wird in Mexiko ebenfalls 
missachtet. Zwar schafft der Staat gewisse rechtliche 
sowie institutionelle Voraussetzungen für die Umset-
zung der Menschenrechte, ihre Durchsetzung ist jedoch 
aufgrund fehlenden politischen Willens nicht gewähr-
leistet. Zu den offiziellen Institutionen des Menschen-
rechtsschutzes in Mexiko zählen beispielsweise die Nati-
onale Menschenrechtskommission sowie ihre bundes-
staatlichen Pendants.

Den legislativen Rahmen bildet die mexikanische 
Verfassungsreform von 2011, der zufolge alle von Mexiko 
unterzeichneten internationalen Menschenrechtsver-
träge Verfassungsrang erhalten sollen. Doch auch hier 
fehlt es bei der Umsetzung am politischen Willen. Klien-
telismus und Korruption tragen ebenso zu einem Schei-
tern von Menschenrechtspolitik bei.

Die Gewährleistungspflicht steht eindeutig im Wider-
spruch zur übrigen Gesetzgebung in Mexiko, beispiels-
weise durch die Verabschiedung repressiver Gesetze, die 
in ihrer Konsequenz die Rechte auf Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit verletzen und das Demonstrations-
recht einschränken (vgl. Fundación para el Debido Pro-
ceso Legal u.a. 2009; vgl. Comisión de Derechos Huma-
nos del Distrito Federal 2013).

Das Ausmaß der Menschenrechtsverbrechen ‒ bei 
gleichzeitig „systematischer und endemischer“ Straflosig-
keit (Heynes 2014) ‒ bezeugt die Krise der Menschen-
rechte in Mexiko. Menschenrechtsorganisationen haben 
in einer 2016 veröffentlichten Studie darauf hingewiesen, 
dass die seit 2006 in Mexiko begangenen Verbrechen ‒ 
sowohl durch Vertreter staatlicher Institutionen als auch 
durch die organisierte Kriminalität ‒ als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit zu ahnden sind (Open Society 
Foundation 2016). Hinrichtungen, Folter und Verschwin-
denlassen gelten im Sinne des Römischen Statuts zu den 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, wenn sie im Rah-
men eines systematischen Angriffs gegen die Zivilbevöl-
kerung begangen werden (Vereinte Nationen 1998).
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Kapitel 2

Gewaltsames Verschwindenlassen als 
besonderes Problem in Mexiko

Definitionen und Erläuterungen

Verschwindenlassen wird definiert als

„die Festnahme, den Entzug der Freiheit, die Ent-
führung oder jede andere Form der Freiheitsberau-
bung durch Bedienstete des Staates oder durch 
Personen oder Personengruppen, die mit Ermäch-
tigung, Unterstützung oder Duldung des Staates 
handeln, gefolgt von der Weigerung, diese Frei-
heitsberaubung anzuerkennen, oder der Verschlei-
erung des Schicksals oder des Verbleibs der ver-
schwundenen Person, wodurch sie dem Schutz des 
Gesetzes entzogen wird.“ (Vereinte Nationen 2006)

Verschwindenlassen ist eine multidimensionale 
Menschenrechtsverletzung, es werden dadurch das 
Recht auf Leben, das Recht auf Freiheit, das Recht auf 
ein faires Verfahren sowie das Recht auf Schutz vor Fol-
ter verletzt (vgl. CMDPDH 2009). Dazu zählt auch, dass 
die Angehörigen und die Öffentlichkeit in Ungewissheit 
über den Verbleib der Verschwundenen gelassen werden.

Großen Anteil tragen daran staatliche Akteure, die 
oft nicht nur in die Entführungen, Folter oder Morde 
selbst verwickelt sind, sondern durch das Vorenthalten 
von Informationen bei der Suche nach den Verschwun-
denen die Rechte der Angehörigen zusätzlich verletzen 
(AI u.a. 2013). Ein weiteres spezifisches Merkmal des Ver-
brechens ist seine Dauer, unabhängig vom ursprüngli-
chen Moment des Zeitpunkts der Verhaftung oder Ent-
führung besteht eine kontinuierliche anhaltende Rechts-
verletzung, die als solche vor dem Gesetz zu behandeln 
ist. So dauert nach einem Urteil des Interamerikanischen 
Gerichtshofes die Verpflichtung der staatlichen Behör-
den, die Tat zu untersuchen, so lange an, bis das Schick-
sal des Opfers aufgeklärt ist (Corte Interamericana de 
Derechos Humanos 1988).

Die Nationale Menschenrechtskomission CNDH 
dokumentiert eindeutig die Zunahme der Verbrechen: 
für das Jahr 2007 waren im nationalen Register 662 Fälle 
von Verschwindenlassen eingetragen, im Oktober 2016 
waren es 29.903 Fälle, bis Dezember 2016 32.236 Fälle. 
Der Verbleib der Opfer ist unbekannt. Selbst das kollek-
tive Verschwindenlassen der 43 Studenten der Hoch-
schule von Ayotzinapa im September 2014 ist bis heute 
nicht aufgeklärt.

Verschwindenlassen: 
vom Einzelfall zur 
systematischen Praxis

Epifanio Avilés Rojas war Ende der sechziger Jahre einer 
der ersten, der in Mexiko der Praxis des gewaltsamen 
Verschwindenlassens zum Opfer gefallen ist. Das Militär 
nahm ihn am 19. Mai 1969 in Las Cruces im Bundesstaat 
Guerrero fest. Nach einer Nacht in einem lokalen 
Gefängnis wurde Rojas von Soldaten zum Flughafen von 
Ciudad Altamirano gebracht und an einen General und 
zwei weitere Soldaten übergeben. In einem Kleinflugzeug 
sollte er nach Mexiko-Stadt gebracht werden. Seitdem ist 
Rojas verschwunden (González Villareal 2012).

Während der Zeit massiver Repression gegen Oppo-
sitionsbewegungen und Guerillagruppen in Mexiko, dem 
sogenannten „Schmutzigen Krieg“ Ende der 1960er bis 
Mitte der 1980er Jahre, entwickelten die staatlichen 
Sicherheitskräfte, insbesondere das Militär, das gewalt-
same Verschwindenlassen von einer vereinzelten hin zu 
einer systematischen Praxis. Die ersten Fälle ereigneten 
sich im Bundesstaat Guerrero, doch schnell wurde das 
Verschwindenlassen bundesweit angewandt.

Eine Sonderstaatsanwaltschaft unter der Regierung 
von Präsident Vicente Fox (2000 ‒ 2006, Partido Acción 
Nacional ‒ PAN) hat für den Zeitraum von 1969 bis 1986 
das gewaltsame Verschwindenlassen von 436 Personen 
fast lückenlos nachgewiesen, die große Mehrheit zwi-
schen den Jahren 1974 bis 1977. Für die Fälle von weite-
ren 209 Menschen hat die Sonderstaatsanwaltschaft für 
soziale und politische Bewegungen der Vergangenheit 
(Fiscalía Especial para Movimientos Sociales y Políticas 
del Pasado ‒ FEMOSPP) ernst zu nehmende Beweise des 
Verschwindenlasssens gefunden. In 145 Fällen fehlen 
ausreichende Informationen (Procuraduría General de la 
República ‒ Fiscalía Especial para Movimientos Sociales 
y Políticos del Pasado 2006). Organisationen von Famili-
enangehörigen gehen von einer noch höheren Zahl aus: 
Sie beklagen mindestens 1.200 Verschwundene für die 
Jahre 1969 bis 1986 (CMDPDH 2010).

Kurz nach dem Amtsantritt von Präsident Felipe Cal-
derón (2006–2012, PAN) übergab die Sonderstaatsanwalt-
schaft ihren Bericht zu den Verbrechen der Regierung 
während des Schmutzigen Krieges und löste sich auf. 
Strafrechtliche Verfahren gegen mutmaßliche Täterin-
nen und Täter wurden nicht weiter verfolgt oder einge-
stellt. Der ehemalige Präsident Luis Echeverría Álvarez 
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(1970 ‒ 1976, Partido Revolucionario Institucional ‒ PRI) 
wurde aufgrund der Ergebnisse der FEMOSPP im Jahr 
2006 zwar wegen Genozids angeklagt, im März 2009 aber 
freigesprochen, da die Delikte, laut zuständigem Bundes-
richter, verjährt seien.

Auch nach dem Ende des Schmutzigen Krieges 
bestand die Praxis des gewaltsamen Verschwindenlassens 
fort. In seinem Menschenrechtsbericht von 1999 analy-
siert das Menschenrechtszentrum „Miguel Agustín Pro 
Juárez“ 115 Fälle Betroffener und stellt fest, dass in 107 der 
untersuchten Fälle eine direkte Beteiligung staatlicher 
Akteure nachweisbar ist (Human Rights Center „Miguel 
Agustín Pro Juárez” 1999). Das Menschenrechtszentrum 
dokumentiert Fälle von Verschwindenlassen

1.	 im Rahmen von Aufstandsbekämpfungsmaßnahmen 
in den Bundesstaaten Guerrero und Oaxaca gegen sozi-
ale und politische sowie parteipolitische Aktivisten;

2.	 in den nördlichen Bundesstaaten Chi-huahua Sinaloa 
und Baja California durch das Militär im Kontext von 
Anti-Drogen-Operationen;

3.	 im Bundesstaat Morelos vor allem durch staatliche 
Sicherheitskräfte und unter Beteiligung und Einwilli-
gung der Justiz ‒ als lukrative Einnahmequelle durch 
die Erpressung von Lösegeldern.

Seit 2006, mit dem vom damaligen Präsidenten Cal-
derón eröffneten Krieg gegen die Drogenkriminalität, 
häuften sich Meldungen über Fälle von Verschwindenlas-
sen. Im Februar 2013, nach einem Machtwechsel im Präsi-
dentenamt, rechnete die neue Regierung von Präsident 
Peña Nieto der Vorgängerregierung mehr als 26.000 Opfer 
von Verschwindenlassen zu. Entgegen der Ankündigung, 
die Verbrechen aufzuklären, nahmen die Opferzahlen zu.

Die Nationale Menschenrechtskommission CNDH 
(Comisión Nacional de los Derechos Humanos) gibt an, 
über keine ausreichend gesicherten Daten zu verfügen 
(CNDH 2017). Im Jahr 2015 richtete die Regierung zwei 
Datenbanken für nationale und bundesstaatliche Fälle 
von Verschwindenlassen ein. Beide Register sind aber 
weder vollständig, noch werden die Daten in Fällen von 
Aufklärung zeitnah aktualisiert. Ende 2017 waren bei den 
bundesstaatlichen Staatsanwaltschaften und der natio-
nalen Bundesstaatsanwaltschaft insgesamt 34.662 Opfer 
von Verschwindenlassen registriert (Registro Nacional 
de Datos de Personas Extraviadas o Desaparecidas 2018).

Das Internationale Übereinkommen zum Schutz 
vor Verschwindenlassen (Vereinte Nationen 2006) 
definiert in Artikel 24 „Opfer“ als:
„die verschwundene Person sowie jede natürliche 
Person, die als unmittelbare Folge eines Verschwin-
denlassens geschädigt worden ist“.

Die internationalen Prinzipien und Leitlinien zu 
den Rechten der Opfer (United Nations General 
Assembly 2006) beschreiben in Abschnitt V aus-
führlich:
„Opfer sind Personen, die einzeln oder gemeinsam 
mit anderen Schaden erlitten haben, einschließ-
lich körperlicher oder psychischer Verletzungen, 
seelischen Leids, wirtschaftlicher Verluste oder 
erheblicher Beeinträchtigung ihrer Grundrechte, 
durch Handlungen oder Unterlassungen, die 
schwere Verletzungen der internationalen Men-
schenrechtsnormen oder schwere Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht darstellen. Gegebe-
nenfalls und im Einklang mit innerstaatlichem 
Recht umfasst der Begriff „Opfer“ die Familie oder 
eine vom Opfer abhängige Person und Personen, 
die bei dem Versuch, dem Opfer Hilfe zu leisten 
oder weitere Verletzungen zu verhindern, einen 
Schaden erlitten haben.“

Und:
„Eine Person gilt als Opfer, unabhängig davon, ob 
der Täter der Verletzung identifiziert, festgenom-
men, strafrechtlich verfolgt oder verurteilt ist und 
unabhängig von der familiären Beziehung zwischen 
dem Täter und dem Opfer.“

Tätergruppen

Gewaltsames Verschwindenlassen ist ein komplexes Ver-
brechen, zu dessen Durchführung eine Infrastruktur zur 
Informationsbeschaffung, Verfolgung und Verhaftung 
oder Entführung der Opfer sowie Orte für das physische 
Verschwindenlassen notwendig sind (González Villareal 
2012). Die Täter benötigen eine technische Ausrüstung 
zur Überwachung der Opfer, Fahrzeuge und Räume für 
Entführungen oder Festnahmen sowie Mittäter und Mit-
täterinnen und Komplizen, um Spuren zu verwischen. 
Nach der Tat wird bestritten, dass sich das Verbrechen 
ereignet hat ‒ schließlich fehle als wichtigster Beweis das 
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Opfer. Es gibt keine Spur von der verschwundenen Person 
und der Tat des Verschwindenlassens. Manchmal wird 
sogar bestritten, dass eine Person je gelebt hat.

Verschwindenlassen ist ein kollektives Verbrechen 
mit verschiedenen Tätern zu unterschiedlichen Zeit-
punkten. Auch wenn die Tätergruppen variieren, sind ‒ 
sowohl bei den historischen als auch bei aktuellen Fällen 
‒ ähnliche Akteurskonstellationen zu erkennen. Lokale 
Organisationen von Familienangehörigen, mexikani-
sche Menschenrechtsorganisationen sowie internatio-
nale Organisationen haben dokumentiert, dass Angehö-
rige der Marine, des Heeres, der lokalen Gemeindepoli-
zei und der föderalen Polizei in die Verbrechen verwickelt 
sind und eine Komplizenschaft zwischen staatlichen 
Sicherheitskräften und der organisierten Kriminalität 
besteht (HRW 2013, AI 2013,Open Society Foundation 

2016). Dazu kommen Akteure in Zivil, wie die soge-
nannte Weiße Brigade (Brigada Blanca) der 1970er-
Jahre. Heute sind in Zivil auftretende Täter und Täterin-
nen oft Angehörige von Militär oder Polizei oder von 
Banden organisierter Kriminalität. Politische Entschei-
dungsträger fungieren teilweise als Auftraggeberinnen 
oder Auftraggeber oder decken die Verbrechen und ver-
hindern ihre Aufklärung.

Die Komplexität der Verbrechen und der Täterschaft 
kann beispielhaft am Verschwindenlassen der 43 Studen-
ten aus Ayotzinapa dargestellt werden. In der Nacht vom 
26. auf den 27. September 2014 wurden in Iguala, im Bun-
desstaat Guerrero, 43 Studenten Opfer von Verschwin-
denlassen und sechs Menschen wurden ermordet. Insge-
samt sind 180 Menschen direkte Opfer der Ereignisse 
jener Nacht. Die Gewaltexzesse fanden an neun unter-
schiedlichen Tatorten und über einen Zeitraum von vier 
bis fünf Stunden statt. Einheiten unterschiedlicher staat-
licher Sicherheitskräfte waren in Zusammenarbeit mit 
Mitgliedern der organisierten Kriminalität an den Taten 
beteiligt. Die Verbrechen und der Verbleib der ver-
schwundenen Studenten sind bis heute nicht aufgeklärt. 
Tatorte und Beweise wurden nicht, oder nicht mit der 
gebotenen Fachlichkeit erfasst und wichtige Zeugen 
nicht befragt. Bis heute ist weder die Befehlskette noch 
sind alle Täter identifiziert (GIEI 2015, GIEI 2016).

Opfergruppen

Zur Praxis des Verschwindenlassens gehört, dass kaum 
Informationen über den Tatverlauf vorliegen. Für betrof-
fene Familienangehörige und Freunde hat sich die Doku-
mentation der Verbrechen, mit Informationen sammeln 
sowie Gesprächen mit potentiellen Zeugen, zu einer 
Lebensaufgabe entwickelt. Verlässliche Dokumente über 
die Opfer des gewaltsamen Verschwindenlassens liegen 
nur dank ihnen vor.

Roberto González Villareal hat 2012 auf Basis solcher 
Dokumente die Geschichte des Verschwindenlassens in 
Mexiko nachgewiesen: Ab 1969 sind durch Militäreinhei-
ten vereinzelt Mitglieder der Guerilla in Guerrero ver-
schwunden, später auch Familienangehörige und 
Freunde potentieller Guerilla-Mitglieder, soziale und 
politische Aktivisten und ihre Familien sowie lokale poli-
tische Widersacher. Die Praxis des gewaltsamen Ver-
schwindenlassens wurde schnell in anderen Bundestaa-
ten übernommen. Bereits für das Jahr 1976 lässt sich 

Kinder von gewaltsam verschwundenen Müttern und Vätern 
leiden besonders. Ihnen wird häufig nicht die Wahrheit 
über den Grund der Abwesenheit ihres verschwundenen 
Elternteils erzählt. 
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anhand der hohen Zahl der dokumentierten Fälle für den 
Bundesstaat Sinaloa nachweisen, dass potentiell jeder 
Mensch dort Opfer von Verschwindenlassen werden 
konnte. Die extrem gestiegenen Opferzahlen seit 2006 
zeugen von den Bedrohungen, denen die Bevölkerung 
landesweit ausgesetzt ist.

Die Bundesstaatsanwaltschaft hat ermittelt, dass 
über zwei Drittel der Opfer Männer sind, etwas weniger 
als ein Drittel sind Frauen. Die Opfer sind überwiegend 
zwischen 15 und 39 Jahre alt, es sind jedoch alle Alters-
gruppen vertreten, sowohl Babys wie über 60-Jährige. 
Die meisten Opfer der Praxis von Verschwindenlassen 
gab es in den Bundesstaaten Tamaulipas, Mexiko, Jalisco, 
Sinaloa, Nuevo Leon, Chi-huahua Coahuila, Puebla, 
Guerrero, Sonora, Michoacán und Baja California (vgl. 
Registro Nacional de Datos de Personas Extraviadas o 
Desaparecidas 2018). Die Motive für das Verschwinden-
lassen sind im Einzelfall nicht zu ergründen, da eine 
strafrechtliche Aufklärung fehlt. Eine große Herausfor-
derung ist es, die hinter den Fällen liegenden Strukturen 
aufzudecken.

Aktuell sind in fast allen Bundesstaaten Organisatio-
nen von Familienangehörigen aktiv. Sie registrieren mut-
maßliche Opfer von Verschwindenlassen, suchen nach 
Informationen zu den Vorfällen und dokumentieren 
Hintergründe. Übergreifende landesweite Daten und 
Analysen fehlen jedoch. So lassen sich nur beispielhaft 
Angaben zu einzelnen Opfergruppen oder regionalen 
Besonderheiten machen.

Das Verschwindenlassen von Mädchen und Frauen 
haben Organisationen von Familienangehörigen aus 
Nordmexiko seit den 1990er-Jahren dokumentiert.

Medienberichten zufolge hat das Verschwindenlas-
sen von Frauen in Chi-huahua seit dem Amtsantritt von 
Präsident Enrique Peña Nieto wieder zugenommen. Von 
2012 bis Anfang 2014 sind 52 Fälle von Frauen in Chi-
huahua dokumentiert, die Opfer von Verschwindenlas-
sen wurden (Martínez 24.03.2014).

Aber auch aus anderen Bundesstaaten ist ein Anstieg 
an Fällen verschwundener Frauen sichtbar. Die Staats-
anwaltschaft des Bundesstaates Veracruz gab beispiels-
weise bekannt, dass von Dezember 2010 bis März 2014 
mindestens 104 Frauen dem Verschwindenlassen zum 
Opfer gefallen sind, 35 Prozent davon waren junge Frauen 
zwischen elf bis 15 Jahren. 15,5 Prozent von ihnen sind 
junge Frauen zwischen 16 und 17 Jahren, 27 Prozent zwi-
schen 18 bis 24 Jahren und sieben Prozent der Frauen 
waren zwischen 25 und 29 Jahren (Martínez 31.03.2014).

Auch die Zahl der Übergriffe auf Journalistinnen und 
Journalisten in den letzten Jahren ist belegt. Von 2003 bis 
Januar 2018 sind 24 Journalistinnen und Journalisten 
Opfer von Verschwindenlassen geworden (Article 19). 
Der Journalist Agustín Silva ‒ das bislang letzte Opfer auf 
dieser Liste ‒ verschwand am 22. Januar 2018 in Oaxaca. 
Mexiko zählt damit weltweit zu den gefährlichsten Län-
dern für Medienschaffende (FIJ 2018).

Mitglieder staatlicher Sicherheitskräfte zählen 
ebenso zu den Opfern von Verschwindenlassen (Heinle/
Rodríguez/Shirk 2014). Auffällig hoch ist beispielsweise 
im Bundesstaat Coahuila die Anzahl gewaltsam ver-
schwundener Polizisten (Martínez 28.04.2014).

Besonders häufig sind auch Migrantinnen und Mig-
ranten in Mexiko Gewalt und Übergriffen ausgesetzt. 
Nach dem Massaker an 72 Migrantinnen und Migranten 
in San Fernando/Tamaulipas im Jahr 2010 und dem 
Fund von über 200 Leichen in den Jahren 2011 und 2012 
in Tamaulipas und Nuevo León thematisierten Men-
schenrechtsorganisationen die gravierenden Menschen-
rechtsverletzungen. Die Nationale Menschenrechtskom-
mission schätzt, dass jährlich etwa 20.000 Migrantinnen 
und Migranten Opfer von Entführungen werden (vgl. 
RedTdT u.a. 2012). Im Dezember 2017 gab die Karawane 
der Mütter zentralamerikanischer Migrantinnen und 
Migranten an, mindestens 100.000 Menschen seien auf 
ihrer Reise durch Mexiko Opfer von Verschwindenlassen 
geworden (La Jornada, 14.12.2017).

Die Folgen von gewaltsamem 
Verschwindenlassen
Nach der UN-Definition gelten als Opfer von Verschwin-
denlassen Menschen, die gewaltsam verschwunden sind 
aber auch ihre Familienangehörigen, enge Freunde oder 
Kollegen. Denn das Verschwindenlassen eines Men-
schen bedeutet für sein Umfeld in vielerlei Hinsicht eine 
extreme Belastung. Zu den psychischen und physischen 
Konsequenzen für Familienangehörige und Freunde 
zählen anhaltende Angstzustände und ständige Sorge 
über den Zustand des direkten Opfers. Oft haben sie das 
Gefühl, ständig in Alarmbereitschaft sein zu müssen 
(vgl. González Marín 2013). Die Belastungen können zu 
unterschiedlichen Krankheiten wie Magengeschwüren, 
Bluthochdruck, Diabetes oder Herzinfarkt führen (vgl. 
Maier 2001). Innerhalb der Familien führt die Situation 
zu unterschiedlichen Reaktionen. Erwachsene leiden 
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unter dem übermächtigen Gefühl der Verantwortung, 
übernehmen oft zentrale Aufgaben der Suche und sind 
im Kontakt mit den eigentlich zuständigen Behörden. 
Manche verlieren darüber den Kontakt zu ihrem sozialen 
Umfeld oder ihre Arbeit. Andere verlassen wegen Angst 
und Depressionen ihr Haus nicht mehr. Kinder leiden 
ebenfalls unter Angstzuständen, verlieren die Motivation, 
zur Schule zu gehen oder isolieren sich (vgl. Antillón Naj-
lis 2017, vgl. HRW 2013).

Für die Familienangehörigen entsteht außerdem ein 
wirtschaftlicher Schaden, wenn beispielsweise die gewalt-
sam verschwundene Person das Einkommen sicherte. 
Weil der verschwundene Mensch nicht mehr arbeitet, 
entfällt die Krankenversicherung für die gesamte Familie 
oder die Möglichkeit, Kredite zu bedienen. Andere Fami-
lienangehörige verlieren ihr Einkommen durch die zeitin-
tensive Suche nach dem Verschwundenen oder können 
aufgrund der starken psychischen und physischen Belas-
tungen ihre Arbeit nicht mehr ausüben (a.a.O.).

Ganze Dorfgemeinden können durch die Belastun-
gen und das entstehende Misstrauen zerstört werden, wie 
ein Gutachten am Beispiel des Dorfes Atoyac de Álvárez 
in Guerrero belegt. Nach der Verhaftung ‒ Verschwinden-
lassen ‒ von Rosendo Radilla Pacheco im Jahr 1974 durch 
das Militär sowie dem Verschwinden weiterer Dorfange-
höriger war das Vertrauen innerhalb der Dorfgemein-
schaft erschüttert. Die Entwicklung gemeinsamer Dorf-
projekte wurde unterbrochen, gemeinsame Aktivitäten 
fanden nicht mehr statt, soziale und politische Konflikte 
nahmen zu, Möglichkeiten, diese kommunikativ und 
konstruktiv beizulegen, waren durch das gegenseitige 
Misstrauen verloren gegangen (Antillón/CMDPDH 2008; 
vgl. auch Karl 2014).

Die Rechte der Angehörigen und Freunde als Opfer 
werden von staatlichen Instanzen in Mexiko systematisch 
missachtet. Stattdessen wird ihnen weiteres Leid zuge-
fügt, sie erleben erneut Gewalt und Traumata. Geschul-
det ist die Reviktimisierung fehlenden gesetzlichen Vor-
gaben, mangelnder Fachkompetenz sowie geringer perso-
neller und finanzieller Ressourcen in staatlichen Institu-
tionen sowohl bei der strafrechtlichen Aufklärung der 
Fälle als auch in der Opferbetreuung. Erneut traumati-
siert werden Freunde und Familienangehörige durch die 
Weigerung staatlicher Instanzen, eine Anzeige aufzuneh-
men und Suchaktionen durchzuführen, die Präsenz von 
Militärangehörigen während der Aufnahme von Zeugen-
aussagen, die Übermittlung falscher Informationen über 
mögliche Aufenthaltsorte der verschwundenen Person 

und die Verknüpfung von staatlichen Leistungen mit der 
Bedingung an die Familienangehörigen, die Suche einzu-
stellen.

Leitlinien für die Betreuung von Opfern

Um die Reviktimisierung der Betroffenen zu verhin-
dern, haben zivilgesellschaftliche Organisationen 
Leitlinien für weltweite Mindeststandards bei der 
Betreuung von Opfern in Fällen von Verschwinden-
lassen und außergerichtlichen und willkürlichen 
Hinrichtungen entwickelt (Consenso mundial de 
principios y normas mínimas sobre trabajo psicoso-
cial en procesos búsqueda e investigaciones foren-
ses para casos de desapariciones forzadas, ejecucio-
nes arbitrarias o extrajudiciales ‒ ECAP u.a. 2010).

Darin finden sich Handlungsanleitungen für die 
Umsetzung der Opferrechte in der Betreuung von 
Betroffenen von schweren Menschenrechtsverlet-
zungen. Die Empfehlungen umfassen die Phasen 
der Suche, der forensischen Untersuchungen, der 
Aufklärung der Taten und des Gedenkens.

In vielen Regionen haben Organisationen von Famili-
enangehörigen inzwischen eigene Gruppen aufgebaut, 
die nach Massengräbern suchen. Zwischen 2007 und 2016 
haben die mexikanischen Behörden 855 Massengräber 
aufgenommen (CNDH 2017). Die Dunkelziffer dürfte weit 
höher liegen. Betroffene veröffentlichen regelmäßig ihre 
Erkenntnisse über neue Massengräber. Für die Familien 
geht der Leidensweg weiter. Sie müssen die staatlichen 
Instanzen von der Notwendigkeit professioneller Exhu-
mierungen und der Identifizierung der Opfer überzeugen. 
Anschließend müssen sie die Übergabe der menschlichen 
Überreste einfordern. Die Belastungen der Betroffenen 
wiederholen sich und scheinen endlos zu sein.
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Kapitel 3

Gesetzliche Grundlagen 

1 — �“Comete el delito de desaparición forzada de personas el servidor público que, independientemente de que haya participado en la detenci-
ón legal o ilegal de una o varias personas, propicie o mantenga dolosamente su ocultamiento bajo cualquier forma de detención” (Articulo 
215-A; Código Penal Federal; Übersetz. durch die Autorin).

Im Oktober 2017 hat der mexikanische Kongress ein 
neues Gesetz gegen das Verschwindenlassen verabschie-
det (Ley General de Desaparición Forzada de Personas y 
Desaparición Cometida por Particulares). Am 16. Januar 
2018 ist das Gesetz in Kraft getreten. Das Gesetz veran-
kert die internationale Definition von Verschwindenlas-
sen, das allgemeine Prozedere für die Suche nach Ver-
schwundenen und die Bestrafung der Täter. Auf Grund-
lage dieses Gesetzes werden nun weitere Einrichtungen 
etabliert: die nationale Kommission zur Suche nach Ver-
schwundenen Comisión Nacional de Búsqueda de Perso-
nas (CNBP und der Nationalen Rat der Bürger) Consejo 
Nacional Ciudadano.

Dieser Nationale Rat soll aus Familienangehörigen, 
Mitgliedern der Zivilgesellschaft und Fachleuten 
bestehen und die Teilhabe der Betroffenen in Fällen von 
Verschwindenlassen sicherstellen. Zusätzlich sollen eine 
Datenbank zu Verschwindenlassen (Sistema Único 
de  Información) aufgebaut, das nationale Register 
mit Daten zu Fällen von Verschwindenlassen überarbei-
tet und eine weitere Datenbank zu Massengräbern 
erstellt werden.

Verbrechen von Verschwindenlassen sollen in Zukunft 
von einer Sonderstaatsanwaltschaft bearbeitet werden. 
Verschwundene Personen können ab sofort als abwesend 
erklärt werden. Dazu müssen auf föderaler und bundes-
staatlicher Ebene Ausführungsgesetze zur Umsetzung 
der Abwesenheitserklärung wegen Verschwindenlassens 
verabschiedet werden.

Vorreiter ist der Bundesstaat Coahuila, der bereits 
2014 ein Gesetz zur Abwesenheitserklärung wegen Ver-
schwindenlassens (Ley para la Declaración de Ausencia 
por Desaparición de personas) verabschiedete. Mit die-
sem Gesetz werden eine Reihe von Opferrechten für den 
Fall von Verschwindenlassen umgesetzt. Erstens sollen 
damit die Rechte des direkten Opfers garantiert werden 
und zweitens die Bedürfnisse und Rechte der Familien-
angehörigen der gewaltsam verschwundenen Personen. 
Dazu zählen Ansprüche auf Wiedergutmachungsleistun-
gen oder humanitäre Hilfe genauso wie die Möglichkeit, 
zivil- oder familienrechtliche Verfahren beispielsweise 
bei laufenden Krediten oder Mietzahlungen einer ver-
schwundenen Person abwickeln zu können.

Im Bundesstaat Nuevo León ist seit Anfang 2014 ein 
Gesetz in Kraft getreten, das eine Abwesenheitserklärung 
für Personen aufgrund von Naturkatastrophen oder 
durch Verschwindenlassen durch die organisierte Krimi-
nalität ermöglicht. Damit sind humanitäre Hilfsleistun-
gen und zivil- und familienrechtliche Verfahren möglich.

Ob die Regierung von Präsident Peña Nieto es schafft, 
die Initiativen vor den nächsten Präsidentschaftswahlen 
im Juli 2018 umzusetzen, ist derzeit noch offen. Ein weite-
rer Schritt wird die Umsetzung auf bundesstaatlicher 
Ebene sein.

Bereits im Jahr 2001 hat Mexiko den Tatbestand des 
Verschwindenlassens in das mexikanische Strafgesetz-
buch (Artikel 215-A) aufgenommen. Demzufolge begeht 
ein „Beamter, der unabhängig von seiner Beteiligung an 
der legalen oder illegalen Verhaftung einer oder mehrerer 
Personen beteiligt ist, diese unterstützt oder mit Absicht 
beibehält und irgendeine Form von Haft verschweigt, das 
Delikt des gewaltsamen Verschwindenlassens“.1 Außer-
dem ist in 17 Bundesstaaten Verschwindenlassen als Ver-
brechen anerkannt, die beiden Bundesstaaten Chiapas 
und Guerrero haben sogar explizite Gesetze zum Schutz 
vor gewaltsamen Verschwindenlassen erlassen (Naciones 
Unidas 2014).

Positiv zu bewerten ist außerdem die Verfassungsre-
form von 2011, nach der von Mexiko unterzeichnete inter-
nationale Menschenrechtsverträge nun Verfassungsrang 
haben. Das umfasst auch die Internationale Konvention 
zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen 
der Vereinten Nationen. Demnach haben Gerichte die 
internationalen Menschenrechtsabkommen in ihren 
Entscheidungen zu berücksichtigen. In Artikel 14 der Ver-
fassung ist außerdem festgelegt, dass niemand willkür-
lich verhaftet werden darf. Gemäß Artikel 17 wird jedem 
der Zugang zu Justiz zugesichert.

Ein weiterer Fortschritt war das Urteil des Obersten 
Gerichtshofes (Suprema Corte de Justicia de la Nación) 
im Juli 2011 auf Basis des Urteils des Interamerikanischen 
Menschenrechtsgerichtshofes im Fall des bereits erwähn-
ten, 1974 gewaltsam verschwundenen Rosendo Radilla 
Pacheco (AI-Mexico 2012). Durch das Urteil wird Mexiko 
verpflichtet, in Fällen von Menschenrechtsverletzungen 
durch Militärangehörige sowohl bei den Ermittlungen als 
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auch vor Gericht der Militärgerichtsbarkeit die Zuständig-
keit zu entziehen.

Dieses Urteil des Obersten Gerichtshofes wird in der 
Praxis nur völlig unzureichend umgesetzt. So verabschie-
dete der mexikanische Kongress erst am 30. April 2014 ‒ 
fast zwei Jahre nach dem Urteil des Obersten Gerichts-
hofes ‒ die notwendigen Reformen im Militärgesetz-
buch. Unabhängig davon verhindert das Militär Untersu-
chungen durch zivile Gerichte und führt parallel eigene 
Untersuchungen durch. Es verhindert Zeugenaussagen 
von Militärangehörigen, behindert Ermittlungen und lie-
fert falsche Zeugenaussagen. Gleichzeitig zeigt die Bun-
desstaatanwaltschaft jedoch keinerlei politischen Willen, 
ernsthafte Untersuchungen gegen Militärangehörige 
umzusetzen ‒ selbst bei schweren Verbrechen wie gewalt-
samem Verschwindenlassen (WOLA 2017). Erschwerend 
kommt hinzu, dass der Kongress im November 2017 ein 
Gesetz zu nationalen Sicherheit verabschiedet hat, das 
den Einsatz des Militärs im Landesinneren gesetzlich 
verankert. Es wird befürchtet, dass die Straflosigkeit für 
Militärangehörige damit institutionell gefestigt wird.

Ein weiteres Gesetz, das sogenannte Opfergesetz 
(Ley General de Victimas), trat am 8. Februar 2013 in Kraft 
und hat für alle Opfer von Menschenrechtsverletzungen 

Gültigkeit (Estados Unidos Mexicanos; DOF: 09/01/2013). 
Grundlage des Gesetzes sind die menschenrechtlichen 
Verpflichtungen auf Wahrheit und Wiedergutmachung. 
Aus dem Gesetz ergeben sich eine Folge von Verpflich-
tungen: die Einrichtung einer Kommission zur Betreu-
ung der Opfer (Comisión Ejecutivo de Atención a Vícti-
mas ‒ CEAV), die im Oktober 2013 ernannt worden ist 
sowie das Nationale System zur Betreuung von Opfern 
(Sístema Nacional de Atención a Víctimas), das im Früh-
jahr 2014 eingerichtet wurde.

Weitere anschließend gegründete Institutionen sind 
das Nationale Opferregister (Registro Nacional de Vícti-
mas), die juristische Beratungsstelle (Asesoría Jurídica 
Federal) und der Entschädigungsfond (Fondo de Aten-
ción y Reparación Integral a Víctimas).

Die bisherigen Erfahrungen mit den auf Basis des 
Opfergesetzes begründeten Institutionen, sind zwiespäl-
tig. Familienangehörige von Verschwundenen aus den 
Bundesstaaten Guerrero und Michoacán marschierten 
im Januar 2018 tagelang nach Mexiko-Stadt, da CEAV 
ihnen nicht die versprochenen Gelder für den Transport 
dorthin übermittelt hatte. (Proceso 2018). Insbesondere 
den bundesstaatlichen Büros fehlen die Ressourcen zur 
Opferbetreuung.

Neben den bundesweiten juristischen Grundlagen 
existiert eine Reihe von Sonderprogrammen, die aber 
entweder nicht auf nationaler Ebene gültig sind, oder 
nicht ausschließlich auf die besondere Problematik des 
Verschwindenlassens ausgerichtet sind. So ist Alerta 
Amber ein Alarmsystem, das in einzelnen Bundesstaa-
ten aktiviert werden kann, wenn Kinder oder Jugendli-
che entführt wurden. Im Bundesstaat Chi-huahua kann 
seit 1993 auf ein Notfallsystem zurückgegriffen werden, 
das die Suche nach Vermissten standardisiert und Ver-
pflichtungen der Behörden festlegt. Das länderübergrei-
fende Vorhaben Proyecto Frontera ist eine Kooperation 
zivilgesellschaftlicher und staatlicher Institutionen in 
Südmexiko und Mittelamerika zum Aufbau einer Daten-
bank und Identifizierung von Leichnamen, insbesondere 
von Migrantinnen und Migranten.

Diese Mütter demonstrieren für Gerechtigkeit. Die psychi-
schen und physischen Konsequenzen für Familienangehö-
rige und Freunde von Verschwundenen sind hoch.
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Kapitel 4

Institutionelle Voraussetzungen 

Aufgrund des im Oktober 2017 verabschiedeten Gesetzes 
zum Schutz vor Verschwindenlassen sind neue Instituti-
onen aufzubauen. Zu den wichtigsten zählen die Kom-
mission zur Suche nach Verschwundenen und der Natio-
nale Bürgerrat.

Bislang ist die nationale Generalstaatsanwaltschaft 
Procuraduría General de la República für die Untersu-
chung und strafrechtliche Verfolgung von Verbrechen 
auf nationaler Ebene in Mexiko zuständig.

Innerhalb der Generalstaatsanwaltschaft hat 2018 
die Sonderstaatsanwaltschaft für Untersuchungen bei 
Verbrechen von gewaltsamen Verschwindenlassen (Fis-
calía Especializada en Investigación de los Delitos de 
Desaparición Forzada) ihre Arbeit aufgenommen. Sie 
löst die Spezialeinheit zur Suche nach verschwundenen 
Personen (Fiscalía Especializada de Búsqueda de Perso-
nas Desaparecidas) ab.

Der verantwortliche Sonderstaatsanwalt hat im Feb-
ruar 2018 bekannt gegeben, dass 852 Prozessakten bear-
beitet werden, betroffen sind davon 1.655 Personen unter 
anderem wegen dem Verdacht der Freiheitsberaubung 
und 127 Fälle von gewaltsamen Verschwindenlassen. Zu 
773 Fällen gibt es bislang Voruntersuchungen, in 79 Fäl-
len handelt es sich um laufende Verfahren (La Jornada 
17.02.2018).

Außerdem gibt es eine Sonderstaatsanwaltschaft für 
Gewaltverbrechen gegen Frauen und Menschenhandel 
(Fiscalía Especial para los Delitos de Violencia contra las 
Mujeres y Trata de Personas FEVIMTRA, 2008) sowie 
die Sonderstaatsanwaltschaft für Verbrechen der organi-
sierten Kriminalität Subprocuraduría Especializada en 
Investigación de Delincuencia Organizada (SEIDO).

Die Sondereinheit zum Schutz von Migrantinnen 
und Migranten (Unidad de Investigación de Delitos para 
Personas Migrantes) hat 2017 erstmals finanzielle und 
personelle Ressourcen erhalten, um diese vor Entfüh-
rung, Verschwindenlassen oder anderen Delikten zu 
schützen. Die finanziellen Mittel sind aber so gering, 
dass Fachorganisationen den tatsächlichen Zugang der 
Betroffenen zu rechtsstaatlichen Maßnahmen negativ 
bewerten (FJEDD 2017).

Die staatliche Ombudsstelle für Menschenrechte 
CNDH ist explizit für Fragen von gewaltsamem Ver-
schwindenlassen zuständig. Sie gibt Empfehlungen ab, 
die jedoch keinen rechtlich bindenden Charakter haben.

1998 hat die CNDH einen Bericht zu den Frauen in 
Ciudad Juárez veröffentlicht, die Opfer von Mord oder 
gewaltsamen Verschwindenlassen waren. Fünf Jahre 

später stellte die CNDH fest, dass die vorangegangenen 
Empfehlungen nicht umgesetzt worden waren, sondern 
im Gegenteil die Übergriffe und der Amtsmissbrauch 
durch Polizei und Beamte der Strafermittlungsbehörden 
(Ministerio Público) sogar zugenommen hatten (CNDH 
2003). 2017 hat die CNDH einen ausführlichen Bericht 
zum Thema Verschwindenlassen und Massengräber vor-
gelegt. In dem Bericht kritisiert die CNDH fehlende 
gesetzliche Rahmenbedingungen, die fehlende Koordi-
nation zwischen den verschiedenen staatlichen Instan-
zen zum Thema sowie fehlende Fachkompetenz und 
technische Ausstattung bei den betreffenden Institutio-
nen (CNDH 2017).

Auf Ebene der Bundesstaaten sind die jeweiligen 
bundesstaatlichen Staatsanwaltschaften und regionale 
Einheiten für die Untersuchung und Aufklärung der Ver-
brechen zuständig. Die Klärung von Zuständigkeiten 
zwischen bundesstaatlichen und nationalen Behörden 
ist allerdings oft sehr zeitaufwendig, wie sich im Septem-
ber/Oktober 2014 bei der Suche nach den verschwunde-
nen Studenten in Iguala zeigte. Eine schnelle und effek-
tive Suche nach gewaltsam verschwundenen Personen 
ist nicht möglich. Verzögerungen bei der Suche wie in 
Iguala sind kein Einzelfall. Auch andere kriminalistische 
Untersuchungen und die Sicherung von Beweisen wer-
den durch Verhandlungen über Zuständigkeiten zwi-
schen bundesstaatlichen Institutionen und der nationa-
len Generalstaatsanwaltschaft (Procuradoría General de 
la República ‒ PGR) oft über Monate hinweg behindert.
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Straflosigkeit: integraler Bestandteil der 
Praxis gewaltsamen Verschwindenlassens

Auch wenn die konkreten Akteure, die betroffenen Regi-
onen und die Opfergruppen variieren, Fälle gewaltsamen 
Verschwindenlassens sind per se immer darauf angelegt, 
dass die Täter straffrei bleiben. Das geschieht auf unter-
schiedlichen Ebenen.

So wird von Beginn an die Tat absichtlich verschlei-
ert, indem beispielsweise staatliche Sicherheitskräfte Per-
sonen ohne Haftbefehle willkürlich festhalten, oder Poli-
zisten Inhaftierte während des Polizeigewahrsams nicht 
in das vorgeschriebene Register eintragen. Außerdem 
tragen die aktive Weigerung der Behörden, die Verschwun-
denen zu suchen, und die Zurückweisung strafrechtlicher 
Ermittlungen von Polizei und Justiz dazu bei, dass die 
Täterinnen und Täter ohne Strafe davon kommen.

Die gezielte Manipulation von möglichen Beweismit-
teln ist Teil der Strategie gewaltsamen Verschwindenlas-
sens, um die Straffreiheit für diese Verbrechen sicherzu-
stellen. Gleichzeitig ist Straflosigkeit durch das Verschwin-
den des direkten Opfers und der damit einhergehenden 

komplexen Beweislage auch eine Konsequenz des Verbre-
chens. Da die Opfer verschwunden sind und die Tat ver-
schleiert wird, fehlen die Beweise, um die Täterinnen und 
Täter zu verurteilen. Dies führt im Fall von Mexiko zu 
einer deutlichen Differenz zwischen offiziell genannten 
Opferzahlen und strafrechtlichen Ermittlungen.

Die bereits erwähnte 2001 eingerichtete Sonder-
staatsanwaltschaft für soziale und politische Bewegun-
gen der Vergangenheit für den Zeitraum von 1969 bis 
1986 führte de facto zu keinen strafrechtlichen Verurtei-
lungen gegen mutmaßliche Täter. Der ehemalige Präsi-
dent Luis Echeverría Álvarez (1970  -  1976) wurde auf-
grund der Ergebnisse der FEMOSPP im Jahr 2006 des 
Genozids angeklagt, im März 2009 aber freigesprochen. 
Erst 2009 wurde aufgrund der Daten der FEMOSPP ein 
ehemaliger Geheimdienstmitarbeiter der Dirección Fede-
ral de Seguridad (DFS) wegen der Verhaftung und dem 
gewaltsamen Verschwindenlassen von Miguel Ángel 
Hernández Valerio im Jahr 1977 in Sinaloa verurteilt 

Donde están – Wo sind sie? Diese Frage stellen sich Tausende von Müttern und Vätern. Weil sie unbequeme Fragen stellen, 
um ihre Kinder zu suchen, sind sie selbst in Gefahr, zu verschwinden und ermordet zu werden.
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(Naciones Unidas 2014). Dies ist somit der einzige Fall 
einer strafrechtlichen Verurteilung, obwohl in weiteren 
Fällen von Verschwindenlassen Tatverdächtige nament-
lich bekannt sind.

Drastisch zeigt sich das Missverhältnis zwischen offi-
ziellen Daten von gewaltsam verschwundenen Personen 
und strafrechtlichen Untersuchungen auch in der Zeit 
nach 2006: Laut mexikanischem Staatenbericht zum 
Internationalen Übereinkommen zum Schutz aller Perso-
nen vor dem Verschwindenlassen hat die Generalstaats-
anwaltschaft zwischen den Jahren 2006 und 2013 nur 99 
Vorermittlungen wegen Verschwindenlassens durchge-
führt, in weiteren 192 Fällen haben Staatsanwaltschaften 
in den einzelnen Bundesstaaten Vorermittlungen durch-
geführt (a.a.O.). In demselben Bericht bestätigt die mexi-
kanische Regierung, dass nur sechs Urteile wegen Ver-
schwindenlassen gefällt wurden. Dazu zählt das oben 
erwähnte Urteil im Jahr 2009 wegen dem gewaltsamen 
Verschwinden von Miguel Ángel Hernández Valerio; zwei 
Personen wurden 2005, zwei weitere im Jahr 2006 und 
eine 2010 wegen Verschwindelasssens verurteilt.

Die von der Bundesstaatsanwaltschaft veröffentlich-
ten Daten zu strafrechtlich verfolgten Fällen von Ver-
schwindenlassen sind veraltet, über Verurteilungen von 
Tätern liegen keine neuen Daten vor. So ist beispiels-
weise im Fall der 43 Studenten von Ayotzinapa keiner der 
mutmaßlichen Täter wegen gewaltsamem Verschwin-
denlassens angeklagt. Im Bundesstaat Veracruz ermittelt 
die Staatsanwaltschaft im Februar 2018 erstmals gegen 
16 Polizisten und drei Befehlshaber wegen des Verdachts, 
für Fälle von Verschwindenlassen verantwortlich zu sein.

Straflosigkeit deckt nicht nur die Täter, sondern führt 
zu weiteren Verbrechen an jenen, die für Aufklärung 
kämpfen. Josefina Reyes Salazar, die ihren von Militäran-
gehörigen willkürlich inhaftierten Sohn suchte, wurde 
am 3. Januar 2010 ermordet ‒ weitere Familienmitglieder 
wurden ein Jahr später entführt und umgebracht.

Nepomuceno Morales Núñez wurde am 28. Novem-
ber 2011 ermordet. Erst wenige Wochen zuvor hatte er 
Präsident Felipe Calderón während eines persönlichen 
Treffens um Unterstützung bei der Suche nach seinem 
Sohn gebeten, unter Begleitung der Medien.

Sandra Luz Hernández die ihren Sohn suchte, wurde 
am 12. Mai 2014 nach einem Treffen mit Beamten der 
Staatsanwaltschaft im Bundesstaat Sinaloa ermordet.

Die Menschenrechtsaktivistin Miriam Elizabeth 
Rodríguez Martínez suchte zwei Jahre nach ihrer 2012 
verschwundenen Tochter und wurde im Mai 2017 in 

ihrem Haus in Ciudad Victoria im Bundesstaat Tamauli-
pas erschossen. Sie war Mitarbeiterin einer Organisation 
von Familienangehörigen von Verschwundenen und 
engagierte sich auch, nachdem sie 2014 die Leiche ihrer 
Tochter in einem der geheimen Gräber in San Fernando 
aufgespürt hatte. Die Täter sind bis heute nicht identifi-
ziert und strafrechtlich belangt worden.
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Mexikos internationale Verpflichtungen 

Auch international hat sich der mexikanische Staat ver-
pflichtet, das gewaltsame und unfreiwillige Verschwin-
denlassen aufzuklären und strafrechtlich zu verfolgen. 
Im April 2002 ratifizierte Mexiko die Interamerikanische 
Menschenrechtskonvention über das gewaltsame Ver-
schwindenlassen von 1997. Am 9. Mai 2002 trat sie in 
Kraft. Zum Zeitpunkt der Ratifizierung formulierte 
Mexiko jedoch einen Vorbehalt zu der Menschenrechts-
konvention, der erst am 4. Februar 2014 durch den mexi-
kanischen Senat zurückgezogen wurde. Aufgrund dieses 
Vorbehalts gegen die Interamerikanische Übereinkunft 
gegen das Verschwindenlassen von Personen wurde vor 
zivilen Gerichten die Strafverfolgung von Verbrechen, 
die Militärangehörige an Zivilisten begingen, verhindert 
(Oficina del Alto Comisionado de las Naciones Unidas 
para los Derechos Humanos 2013). Nach dem Urteil des 

Interamerikanischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
im Fall Rosendo Radilla Pacheco musste die mexikani-
sche Regierung aber den Vorbehalt 2014 zurückziehen.

Denn am 23. November 2009 urteilte der Interameri-
kanische Gerichtshof, dass der mexikanischen Staat im 
Fall Radilla Pacheco gegen das Recht auf Freiheit, auf 
persönliche Integrität, auf Ankerkennung als juristische 
Person und auf Leben verstoßen hat. Der mexikanische 
Staat wurde in dem Urteilsspruch unter anderem dazu 
verpflichtet, die menschlichen Überreste von Rosendo 
Radilla Pacheco zu suchen, die Familienangehörigen zu 
entschädigen sowie Reformen in Justiz und Militärge-
richtsbarkeit umzusetzen.

Der Prozess Radilla Pacheco versus Mexiko war 
das erste mexikanische Verfahren wegen Verschwinden-
lassen vor dem Interamerikanischen Gerichtshof für 

Zentrale Aspekte der internationalen Verpflichtungen für Mexiko zeigt das Beispiel des Internationalen 
Übereinkommens zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen

Absolutes Verbot von Verschwindenlassen
Niemand darf dem Verschwindenlassen zum Opfer 
fallen, auch nicht in Zeiten des Notstandes und Krie-
ges (Art. 1). Seine systematische Praxis stellt ein Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit dar (Art. 5).

Strafverfolgung
Der Staat hat die Pflicht, alle notwendigen Maßnah-
men zur Strafverfolgung zu ergreifen. Das betrifft jeden 
Staatsbediensteten, der „ein Verschwindenlassen 
begeht, dazu auffordert, dazu anstiftet, es zu begehen 
versucht, Mittäter oder Gehilfe an einem Verschwin-
denlassen ist oder an ihm teilnimmt“ (Art. 6). Außer-
dem sind die Vertragsstaaten verpflichtet, die Straftat 
zu ahnden und langjährige Verjährungsfristen sicher-
zustellen (Art. 7 und 8).

Haft
Niemand darf in geheimer Haft gehalten werden. 
Außerdem sind amtliche Register über Personen zu 
führen, denen die Freiheit entzogen wurde (Art. 17). 
Familienangehörige haben das Recht, Informationen 
über die Freiheitsentziehung sowie über zuständige 
Behörden und Verbleib der Person zu erhalten (Art. 18).

Behörden sind verpflichtet, bei einer Anzeige Fällen 
von Verschwindenlassen nachzugehen, beziehungs-
weise von sich aus Untersuchungen einzuleiten, wenn 

der Verdacht besteht, dass eine Person Opfer von Ver-
schwindenlassen wurde (Art. 12).

Recht auf Wahrheit
Alle Opfer, das heißt sowohl die direkt Betroffenen als 
auch alle weiteren Personen, die durch das gewaltsame 
Verschwinden eines Menschen beeinträchtigt sind 
(Lebenspartner und -partnerinnen, Kinder, Eltern und 
Kollegen), haben ein Recht auf Wahrheit hinsichtlich 
der Umstände des Verschwindenlassens und das 
Schicksal der betroffenen Person. Das Recht auf Wahr-
heit umfasst auch den Verlauf und die Ergebnisse der 
Untersuchungen (Art. 24).

Suche
Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, alle geeigneten 
Maßnahmen zur Suche nach den verschwundenen 
Personen einzuleiten, Ermittlung ihres Aufenthaltsor-
tes, ihre Freilassung, beziehungsweise im Fall des 
Todes, auf Ermittlung, Achtung und Überführung der 
sterblichen Überreste zu veranlassen (Art. 24).

Recht auf Wiedergutmachung
Die Opfer haben ein Recht auf Wiedergutmachung, 
sowohl in Bezug auf den materiellen wie den immate-
riellen Schaden, einschließlich der Wiederherstellung 
der Würde und ihres Ansehens. Darunter fällt auch 
die Garantie der Nichtwiederholung (Art. 24).
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Menschenrechte. Dessen Urteile sind verbindlich und 
nicht anfechtbar.

Der Fall Radilla Pacheco ist bislang das einzige 
Urteil wegen Verschwindenlassens. Doch auch in ande-
ren Fällen behandeln die Urteile Fragen des mexikani-
schen Rechtwesens, der Militärgerichtsbarkeit sowie der 
Umsetzung der Rechte auf Wahrheit, Entschädigung 
und der Nicht-Wiederholung. Von daher sind für die 
juristische Bearbeitung von Verschwindenlassen in 
Mexiko auch die Urteile in den Fällen Campo Algodo-
nero vom 16.11.2009 (Frauenmorde) sowie Fernández 
Ortega vom 30.09.2010 und Rosendo Cantú vom 
31.09.2010 (in beiden Fällen Vergewaltigung durch Solda-
ten) von Bedeutung (vgl. Corte Interamericana de 
Derechos Humanos 2015). Werden diese Urteile umge-
setzt, können grundlegende strukturelle Verbesserungen 
bei der Aufklärung und Ahnung von Verbrechen in 
Mexiko erreicht werden.

Mexiko hat 2005 auch das Römische Statut des Inter-
nationalen Strafgerichtshofes und am 18. März 2008 das 
Internationale Übereinkommen zum Schutz aller Perso-
nen vor dem Verschwindenlassen ratifiziert, das am 23. 
Dezember 2010 international in Kraft trat. Im Rahmen 
der unterzeichneten Abkommen ist Mexiko an eine 
Reihe von Verpflichtungen gebunden.

Der UN-Ausschuss über das Verschwindenlassen 
(CED ‒ Committee on Enforced Disappearances) über-
wacht die Umsetzung des Übereinkommens zum Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen. Gegenüber 
Mexiko hat der UN-Ausschuss im Februar 2015 eine 
Reihe von Empfehlungen ausgesprochen, die eine 
umfassende integrale Politik zum Schutz vor Verschwin-
denlassen beinhalten. Die mexikanische Regierung soll 
demnach auf legislativer und institutioneller Ebene weit-
reichende Veränderungen umsetzen. Seitdem wurden 
eine Reihe von Empfehlungen von ihr umgesetzt. Her-
vorzuheben ist das im Oktober 2017 verabschiedete 
Gesetz zum Schutz vor Verschwindenlassen und der 
damit einhergehende Aufbau staatlicher Institutionen. 
Auch der besondere Schutzbedarf von Migranten ist in 
einzelnen Aspekten berücksichtigt und die mexikanische 
Regierung hat spezifische Maßnahmen dazu umgesetzt.

In anderen Fragen, wie bei der zuverlässigen Datener-
hebung zu Fällen von Verschwindenlassen und der Aus-
stattung staatlicher Institutionen mit personellen, techni-
schen und finanziellen Ressourcen, sind keine zielführen-
den Fortschritte erreicht worden. Besonders kritisch ist 
die anhaltende Straflosigkeit in Folge der fehlenden 

strafrechtlichen Aufarbeitung. Außerdem ist der Schutz 
von Zeugen, Gutachtern und anderen Schlüsselpersonen 
nicht gewährleistet.

Entgegen den Empfehlungen des UN-Ausschusses 
hat Mexiko die Artikel 31 und 32 des Übereinkommens 
bis Februar 2018 nicht unterzeichnet und verhindert 
damit die Nutzung sowohl individueller als auch zwi-
schenstaatlicher Beschwerdeverfahren. Auch einem 
Besuch des UN-Ausschusses gegen das Verschwinden-
lassen hat Mexiko bislang nicht zugestimmt.
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In Mexiko hat das Verschwindenlassen spätestens seit 
dem Einsatz des Militärs in Fragen der inneren Sicher-
heit und dem von Präsident Calderón initiierten Drogen-
krieg 2006 eine neue Dimension erreicht. Staatliche 
Akteure sind auf unterschiedlichen Ebenen an diesen 
Verbrechen beteiligt: Mitglieder der Sicherheitskräfte als 
direkte Täterinnen und Täter, politische Entscheidungs-
trägerinnen und -träger als Auftraggeber sowie die Justiz-
behörden durch ihre Weigerung, die Fälle zu untersu-
chen, aufzuklären und die Täter und Täterinnen straf-
rechtlich zu verfolgen.

Weder auf gesetzlicher noch institutioneller Ebene 
trägt der Staat bisher dazu bei, die Verbrechen zu ahnden 
und den Opfern Gerechtigkeit zuteil werden zu lassen. 
Stattdessen erwartet die Familienangehörigen ein langer 
Leidensweg. Sofern es Gesetze gibt, werden diese von 
Justiz und anderen staatlichen Institutionen bislang 
nicht umgesetzt. Staatliche und bundesstaatliche Behör-
den bestreiten ihre Zuständigkeit bei der Suche nach den 

Verschwundenen, den kriminalistischen beziehungs-
weise forensischen Untersuchungen und der strafrechtli-
chen Aufklärung der Fälle. Staatliche Institutionen 
reviktimisieren die Betroffenen, das heißt die Verwand-
ten und Freunde der Verschwundenen, bei der Anzeige, 
Suche und Aufklärung des Verschwindens ihrer Angehö-
rigen. Die Fachkompetenz sowie personelle und finanzi-
elle Ausstattung der zuständigen Behörden ist völlig 
unzureichend. Insgesamt fehlt eine umfassende natio-
nale Politik, diese Verbrechen aufzuklären, den Opfern 
Gerechtigkeit zuteil werden zu lassen und zu garantieren, 
dass sich die Fälle nicht wiederholen.

Die Umsetzung des im Oktober 2017 verabschiedeten 
Gesetzes zum Schutz vor Verschwindenlassen eröffnet 
neue Perspektiven. Staatliche Institutionen sind ver-
pflichtet, Opfer von Verschwindenlassen zu suchen und 
die Verbrechen strafrechtlich aufzuklären. Familienange-
hörige und Menschenrechtsorganisationen begleiten die 
unterschiedlichen Maßnahmen. Die Folgen der aktuellen 

Solidarität mit Ayotzinapa: Nach dem Verschwinden von 43 Studenten wurde das Ausmaß der Krise von der mexikanischen 
Gesellschaft zum ersten Mal richtig wahrgenommen. Viele Tausende solidarisieren sich mit den Familienangehörigen.
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Menschenrechtsverbrechen auf das gesellschaftliche 
Zusammenleben in Mexiko sind kaum absehbar. Wie aus 
anderen Ländern bekannt ist, dauert es Jahrzehnte, bis 
die Konsequenzen der Praxis gewaltsamen Verschwin-
dens bearbeitet, Traumata überwunden und der soziale 
Zusammenhalt wieder gestärkt ist. Voraussetzung dafür 
ist eine aktive nationale Politik im Sinne von Aufklärung 
und Wiedergutmachung.

Je länger Regierung und staatliche Instanzen in 
Mexiko einerseits die Praxis des Verschwindenlassens 
selbst ausüben oder zulassen und andererseits gleichzei-
tig zivilgesellschaftliche Akteure stigmatisieren und an 
der Ausübung legitimer und legaler menschenrechtsrele-
vanter Aufgaben hindern, desto stärker wird sich die 
mexikanische Gesellschaft spalten.

Für die mexikanische Zivilgesellschaft ist unter den 
derzeitigen Umständen die internationale Begleitung 
und Solidarität besonders wichtig. Es gilt, die Betroffenen 
sowie zivilgesellschaftliche Organisationen in Fragen der 
Dokumentation sowie mit psychosozialem und juristi-
schem Fachwissen zur Betreuung der Opfer zu unterstüt-
zen und mit technischem Fachwissen zu stärken.

Die UN-Prinzipien zum Recht auf Wahrheit, Gerech-
tigkeit, Wiedergutmachung und Nicht-Wiederholung 
bieten wichtige Leitlinien für diese internationale Zusam-
menarbeit (United Nations General Assembly 2006). 
Gleichzeitig ist die internationale Unterstützung notwen-
dig, um der staatlichen Repression die Stirn zu bieten 
und den politischen Handlungsspielraum der mexikani-
schen Zivilgesellschaft zu stärken.
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Empfehlungen

Weil kohärente politische Maßnahmen zur Aufklärung 
der Verbrechen, der Umsetzung der Opferrechte und zum 
Schutz vor dem Verschwindenlassen in Mexiko fehlen, 
haben mexikanische und internationale Organisationen 
bereits in den vergangenen Jahren eine Vielzahl von For-
derungen an die mexikanische Regierung gerichtet. Die 
Umsetzung des Gesetzes gegen das Verschwindenlassen 
wird allein nicht ausreichen, um das Verbrechen wirk-
sam zu bekämpfen. Vielmehr müssen rechtsstaatliche 
Strukturen gestärkt und der hohen Straflosigkeit sowie 
Korruption entgegengewirkt werden. Dazu gehört, die 
Unabhängigkeit von Institutionen wie der Generalstaats-
anwaltschaft zu gewährleisten sowie die Schaffung unab-
hängiger forensischer Institute voranzutreiben. Dies 
wurde bereits durch die internationale Expertengruppe 
GIEI für den Fall Ayotzinapa empfohlen. Zudem sollte 
ein unabhängiger beratender Ausschuss mit internatio-
nalen Expertinnen und Experten eingesetzt werden, der 
Strategien zur Bekämpfung der Straflosigkeit entwickelt.

Nicht nur die mexikanische Regierung, sondern auch 
der deutsche Staat und die EU sind zum Handeln aufge-
rufen, damit in Mexiko keine Menschen mehr auf gewalt-
same Weise verschwinden. Deswegen hat die Deutsche 
Menschenrechtskoordination Mexiko, zu der Brot für die 
Welt und Misereor gehören, mit ihren Mitgliedsorganisa-
tionen Empfehlungen entwickelt, die sich an die deut-
sche Regierung und die Europäische Union richten.

Empfehlungen an die 
mexikanische Regierung
1.	 Sie sollte das Gesetz gegen das Verschwindenlassen 

innerhalb der vereinbarten Fristen umsetzen und die 
notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung stellen.

2.	 Die mexikanische Regierung sollte eine nationale, 
einheitliche Datenbank zum Verschwindenlassen ein-
richten sowie für den Abgleich mit den bereits vorhan-
denen Datenbanken sorgen.

3.	 Die mexikanische Regierung sollte die Zuständigkeit 
des UN-Ausschusses gegen das Verschwindenlassen 
für Individualbeschwerdeverfahren gemäß der Kon-
vention gegen Verschwindenlassen (Art. 31) anerken-
nen sowie den Besuch des UN-Ausschusses gegen Ver-
schwindenlassen zulassen.

4.	 Die mexikanische Regierung sollte das Recht der Ange-
hörigen von Verschwundenen auf Wahrheit, Gerech-
tigkeit und Wiedergutmachung garantieren und ihnen 
den gemäß Art. 12 der Konvention gegen Verschwin-
denlassen zustehenden Schutz zukommen lassen.

5.	 Die mexikanische Regierung sollte in den Fällen ver-
schwundener Migranten und Migrantinnen das Gesetz 
in gleicher Weise anwenden wie bei Verschwundenen 
mexikanischer Herkunft und den Mechanismus exter-
ner Hilfe ausbauen.

6.	 Die mexikanische Regierung sollte Verfassungsrefor-
men und Gesetzen Priorität einräumen, die auf eine 
autonome und unabhängige Generalstaatsanwalt-
schaft abzielen.

Empfehlungen an die deutsche 
Bundesregierung
1.	 Fortschritte bei der Umsetzung des Gesetzes gegen 

das Verschwindenlassen gegenüber den mexikani-
schen Behörden einfordern. Das Thema sollte bei der 
alle zwei Jahre stattfindenden Binationalen Kommis-
sion prominent angesprochen werden.

2.	 Die deutsche Bundesregierung sollte im Rahmen 
ihres Rechtsstaatsprojekts in Mexiko ihre Expertise 
in Bezug auf strafrechtliche und forensische Untersu-
chungen gezielt und verstärkt vermitteln und die 
Zusammenarbeit mit den Angehörigen ausbauen. 
Zudem sollte sie ihren kritischen Dialog mit zivilge-
sellschaftlichen Organisationen in Deutschland und 
Mexiko fortführen.

3.	 Die deutsche Bundesregierung sollte in ihren Emp-
fehlungen im UPR-Verfahren nachhaltige Maßnah-
men zur Bekämpfung der Straflosigkeit fordern und 
sich für die Einrichtung eines beratenden Ausschus-
ses („Consejo Asesor“) einsetzen.

4.	 Die deutsche Bundesregierung sollte die Situation der 
Angehörigen im Dialog mit der mexikanischen Regie-
rung ebenso thematisieren wie die Problematik der 
verschwundenen Migranten und Migrantinnen.
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Empfehlungen an die Europäische 
Union
1.	 Die EU-Delegation vor Ort sollte die Umsetzung des 

Gesetzes gegen das Verschwindenlassen in Mexiko 
im Austausch mit der mexikanischen und europäi-
schen Zivilgesellschaft kritisch begleiten und Besu-
che im Hinblick darauf in mehreren Bundesstaaten 
durchführen.

2.	 Im Rahmen des „burden-sharing“ der EU-Botschaf-
ten den strukturierten Austausch mit der mexikani-
schen Zivilgesellschaft zum Thema Verschwinden-
lassen intensivieren und so dem Thema innerhalb 
des Dialogs mit der mexikanischen Regierung eine 
größere Relevanz verschaffen. Vereinbarte Maßnah-
men sollten öffentlich gemacht werden.

3.	 Die Anregungen für strukturelle Veränderungen, wie 
die Unabhängigkeit von Staatsanwaltschaft und foren-
sischen Instituten, als Themen in ihren politischen 
Dialog mit der mexikanischen Regierung aufnehmen.

4.	 Anknüpfend an die Empfehlungen der Zivilgesell-
schaft im EU-Menschenrechtsdialog sollte sie ein 
Monitoring-System über die Umsetzung von Men-
schenrechten erarbeiten, das auch Maßnahmen zum 
Schutz vor dem Verschwindenlassen umfasst.

5.	 Sie sollte die Menschenrechtklausel des Globalab-
kommens in Bezug auf das Verschwindenlassen 
künftig anwenden.
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Abkürzungsverzeichnis

AI:	 Amnesty International/Amnistía Internaci-
onal

CED:	 Committee on Enforced Disappearances

CMDPDH:	 Comisión Mexicana de Defensa y Promo-
ción de los Derechos Humanos

CNDH:	 Comisión Nacional de los Derechos Humanos

DFS:	 Dirección Federal de Seguridad

ECAP:	 Equipo de Estudios Comunitarios y Acción 
Psicosocial

FEMOSPP:	 Fiscalía Especial para Movimientos Socia-
les y Políticas del Pasado

FEVIMTRA:	Fiscalía Especial para los Delitos de Violen-
cia contra las Mujeres y Trata de Personas

FIDH:	 Federación Internacional de Derechos 
Humanos

FJEDD:	 Fundación para la Justicia y el Estado Demo-
crático de Derechos

GIEI:	 Grupo Interdisciplinario de Expertos Inde-
pendientes

HRW:	 Human Rights Watch

PAN:	 Partido Acción Nacional

PGR:	 Procuradoría General de la República

PRI:	 Partido Revolucionario Institucional

RedTdT:	 Red Nacional de Organismos Civiles de 
Derechos Humanos “Todos los Derechos 
para Todas y Todos”

SEGOB:	 Secretaría de Gobernación

SEIDO:	 Subprocuraduría Especializada en Investi-
gación de Delincuencia Organizada

WOLA:	 Washington Office On Latin America
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